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ARBEITSRECHT

Keine grundlose Umgehung der 
Verhandlungspflicht bei Zielverein-
barungen
Dr. André Bienek

Sachverhalt
Die Arbeitsvertragsparteien vereinbarten eine erfolgsabhängige Ver-
gütung (Tantieme) in Höhe von bis zu € 180.000,00 p.a., die von der 
Erreichung von Zielen abhängig sein sollte. Bezüglich der Ziele wurde 
geregelt, dass diese zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer 
jährlich vereinbart werden sollen. Für den Fall, dass keine Vereinbarung 
zu Stande kommen sollte, behielt sich der Arbeitgeber vor, die Ziele ein-
seitig nach billigem Ermessen vorzugeben.

Im Jahr 2020 kam aufgrund von Differenzen keine einvernehmliche Ziel-
bestimmung zu Stande. Daraufhin gab der Arbeitgeber die Ziele einseitig 
vor, die der Arbeitnehmer nicht erfüllte und folglich keine Zahlung erhielt. 

Der Arbeitnehmer klagte auf Schadensersatz, mit der Begründung, dass 
der Arbeitgeber nicht zur einseitigen Zielvorgabe berechtigt gewesen sei 
und er so gestellt werden müsse, als hätte er die Ziele erfüllt. Zu Recht?

Entscheidung
Ja! Das BAG gab dem Arbeitnehmer – anders als die Vorinstanzen – 
Recht. In dem konkreten Fall benachteilige die Regelung zur ersatzweisen 
einseitigen Zielvorgabe den Arbeitnehmer unangemessen. Zwar können 
Zielvereinbarungen eine einseitige Zielvorgabe durch den Arbeitgeber 
vorsehen. Die getroffene Regelung erlaube dem Arbeitgeber aber, von 
der vereinbarten einvernehmlichen Zielfestlegung Abstand zu nehmen 
und diese zu unterlaufen, da unerheblich sei, auf welchen Gründen und 
auf wessen Verhalten das Nichtzustandekommen einer Zielvereinbarung 
beruhe.
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Der Arbeitnehmer laufe Gefahr, dass der Arbeitgeber die Verhand-
lungen einseitig abbricht und die Ziele einseitig vorgibt. Dies erzeugt 
bereits im Vorfeld einen unangemessenen Druck, die Vorschläge des 
Arbeitgebers für eine Zielvereinbarung auch dann zu akzeptieren, 
wenn die eigenen Vorstellungen davon abweichen.

Durch den Wegfall der unwirksamen Regelung seien die Grundsätze 
über die Durchführung und das Scheitern einer Zielvereinbarung 
anzuwenden. Der Arbeitgeber habe seine Pflicht, Verhandlungen 
über eine Zielvereinbarung zu führen und eine solche abzuschließen, 
schuldhaft verletzt und ist zum Schadensersatz verpflichtet.

Praxishinweis
Die Entscheidung hat hohe Praxisrelevanz. Die Kombination aus einer 
Verhandlungslösung und ersatzweiser einseitiger Zielbestimmung 
durch den Arbeitgeber ist eine in der Praxis häufig anzutreffende 
Regelung in Zielvereinbarungen. Bislang wurde sie von den Instanzge-
richten akzeptiert. Zukünftig dürfte dies nur noch möglich sein, wenn 
danach differenziert wird, in welchen Verantwortungsbereich das 
Scheitern der Verhandlungen liegt.

(BAG Urt. v. 03.07.2024 – 10 AZR 171/23)

Kontakt: a.bienek@rotthege.com

GESELLSCHAFTSRECHT

Nichtigkeit von Gesellschafterbe-
schlüssen in Personengesellschaft
Dr. Pascal Potthoff

Der BGH hat mit Urteil vom 16.07.2024 (Az. II ZR 100/23) entschieden, 
dass Gesellschafterbeschlüsse einer Personengesellschaft nicht wirk-
sam gefasst werden können, wenn die Gesellschafterversammlung 
von einem Unbefugten einberufen wird. In dem zugrundeliegenden 
Fall war nach dem Gesellschaftsvertrag nur der geschäftsführende 
Gesellschafter einberufungsberechtigt. Streitgegenständlich waren 
Beschlüsse einer Versammlung, zu der ein nicht-geschäftsführender 
Gesellschafter eingeladen hatte.

Zwar führen formelle Fehler grundsätzlich nur dann zur Nichtigkeit 
des Beschlusses, wenn sie sich auf das Beschlussergebnis auswirken. 
Die Beachtung der Ladungsbefugnis stellt nach Ansicht des BGH 
jedoch keine bloße Formfrage, sondern ein Mindesterfordernis dar; die 
Ladung durch einen Unbefugten sei mit einer Nichtladung gleich-
zusetzen. Diese im Aktien- und GmbH-Recht anerkannte rechtliche 
Würdigung sei auf Personengesellschaften zu übertragen.

In der Praxis sollte daher gesellschaftsvertraglich klar geregelt werden, 
wer zur Einladung befugt ist und unter welchen Umständen anderen 
Gesellschaftern die Ladungskompetenz zustehen soll.

Kontakt: p.potthoff@rotthege.com

Private Vermögensverwaltung 
oder gewerblicher Grundstücks-
handel
Dr. Katrin Feldmann, LL.M.

Kauf, Vermietung und Veräußerung von Immobilien gehören grund-
sätzlich zur privaten Vermögensverwaltung. Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung (V+V) und sind nach § 21 EStG zu versteuern; 
Veräußerungsgewinne sind spätestens nach zehn Jahren steuer-
frei. Vorsicht ist jedoch geboten, wenn sich Veräußerungsvorgänge 
häufen. Denn dann besteht die Gefahr, dass ein Gewerbebetrieb 
„Grundstückshandel“ entsteht und Einkünfte aus V+V zu solchen aus 
Gewerbebetrieb (§ 15) umqualifiziert werden. Hiervon ist auszuge-
hen, wenn mehr als drei Objekte innerhalb von fünf Jahren veräußert 
werden. Die steuerlichen Folgen rückwirkend entstehender Gewerb-
lichkeit sind gravierend, denn nach der Rechtsprechung des BFH ist 
von einer Gewerblichkeit aller — auch der ersten drei — Objektver-
äußerungen auszugehen. Selbst nach Ablauf von fünf Jahren kann 
ein gewerblicher Grundstückshandel, z. B. bei einer höheren Zahl von 
Veräußerungen oder bei einer hauptberuflichen Tätigkeit im Bau-
bereich, noch vorliegen.

„Objekte“ im Sinne der „Drei-Objekt-Grenze“ sind solche, deren 
Errichtung, Erwerb oder Modernisierung zeitlich eng mit der Ver-
äußerung zusammenhängen; das ist bei weniger als fünf Jahren 
grundsätzlich der Fall. Bei Grundstücken, die im Wege der vorweg-
genommenen Erbfolge oder durch Schenkung auf den Grundstücks-
veräußerer übergegangen sind, ist für die Berechnung der Nut-
zungsdauer die Besitzdauer des Rechtsvorgängers wie eine eigene 
Besitzzeit des Veräußerers zu werten. Bebaute Grundstücke, die bis 
zur Veräußerung während eines langen Zeitraums (mindestens zehn 
Jahre) vermietet wurden, sind der privaten Vermögensverwaltung zu-
zuordnen; sie scheiden als Objekt im Sinne der „Drei-Objekt-Grenze“ 
aus, können also in beliebiger Anzahl veräußert werden, ohne dass 
die Gefahr eines gewerblichen Grundstückshandels besteht.

Kontakt: k.feldmann@rotthege.com



BAURECHT

Gesetzesentwurf zur Stärkung der 
integrierten Stadtentwicklung
Thomas Uebrick und Lea-Kristin Kluger, LL.M.

Das Bundeskabinett hat im September den Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der integrierten Stadtentwicklung beschlossen, der derzeit 
das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren durchläuft. Neben Neu-
regelungen zur vereinfachten Wohnraumschaffung hält der Entwurf 
auch eine Erleichterung für die Ansiedlung großflächiger Lebensmittel-
einzelhandelsmärkte mit Nahversorgungsfunktion bereit.

Aktuelle Rechtslage
Nach der zurzeit geltenden Fassung der Baunutzungsverordnung sind 
besondere bauplanungsrechtliche Beschränkungen für die Ansiedlung 
großflächiger Einzelhandelsbetriebe zu beachten. Eine Zulässigkeit 
außerhalb von Kerngebieten und zweckbestimmten Sondergebieten 
besteht hiernach für solche Betriebe nur dann, wenn keine Auswir-
kungen auf die städtebauliche Ordnung zu befürchten sind. Ab einer 
Geschossfläche von 1.200 m² – was einer Gesamtverkaufsfläche von ca. 
800 m² entspricht – ist laut BauNVO von wesentlichen Auswirkungen 
regelhaft auszugehen.

Erst durch die Erbringung eines Atypik-Nachweises, der mit einer um-
fangreichen städtebaulichen Prüf- und Darlegungspflicht einhergeht, 
kann die Vermutungsregel widerlegt werden. Die bisherige Regelung 
soll dem Schutz der zentralen Versorgungsbereiche der Gemeinden 
dienen.

Geplante Neuregelung
Aufgrund geänderter Verbraucher- und Handelserwartungen will die 
Bundesregierung die strengen Vorgaben zum Atypik-Nachweis für 
bestimmte Einzelhandelsbetriebe reduzieren und die Genehmigungs-
praxis künftig erleichtern. Hierzu soll bei Betrieben mit einer Geschoss-
fläche von mehr als 1.200 m², deren Warenangebot im Wesentlichen 
aus Lebensmitteln oder sonstigen Waren zur Deckung des täglichen 
Bedarfs besteht, der Nachweis vereinfacht werden, dass keine schädli-
chen Auswirkungen bestehen, wenn der jeweilige Einzelhandelsbetrieb 
der verbrauchernahen Versorgung dient.

Die privilegierten Betriebe müssen demnach ein sortimentsbezogenes 
und ein standortbezogenes Merkmal erfüllen: Zum einen dürfen (fast) nur 
nahversorgungsrelevante Sortimente vertrieben werden, zum anderen 
muss sich der Markt in einer städtebaulich integrierten Lage befinden.

Potenzielle Auswirkungen
Die Neuregelung könnte die planungsrechtlichen Anforderungen an Neu-
ansiedlungen ebenso wie an Bestandserweiterungen für Nahversorger 
jeder Art reduzieren und zur Etablierung einer flexibleren städtebaulichen 
Ausgestaltung der verbrauchernahen Grundversorgung beitragen. Da 
aber weiter ein Nachweis für die städtebauliche Verträglichkeit von dem 
jeweiligen Betrieb geführt werden muss, dürften die Erleichterungen in der 
Praxis nur gering sein. Ein „großer Wurf“ wäre es nur dann gewesen, wenn 
die Vermutungsregel für integrierte Einzelhandelsbetriebe, die der Nahver-
sorgung dienen, entfallen würde.

Ob der Gesetzesentwurf in der geplanten Form in Kraft tritt, wird sich erst 
nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens zeigen.

Kontakt: t.uebrick@rotthege.com, l.kluger@rotthege.com

MIETRECHT

Eine Neuberechnung der Miete auf-
grund eines nach Abschluss des 
Mietvertrages erstellten Aufmaßes 
bedarf nicht der Schriftform!
Robin Donges

Sachverhalt
Der Mieter schließt mit dem Vermieter einen Mietvertrag über eine Gewer-
befläche zu einer monatlichen Miete von 8,50€/m². Für deren Berechnung 
gehen die Parteien zunächst von einer Mietfläche von ca. 190 m² aus. Die 
tatsächliche Mietfläche sollte nach dem Umbau der Mietsache durch ein 
Flächenaufmaß ermittelt werden. Nach Erstellung des Aufmaßes teilt der 
Vermieter dem Mieter in einem Schreiben mit, dass sich eine Fläche von 
184,51 m² ergeben habe, und erstellt auf dieser Basis eine Dauermiet-
rechnung. Nach Veräußerung der Mietsache erklärt der neue Vermieter 
die ordentliche Kündigung des Mietverhältnisses und beruft sich auf 
die Nichteinhaltung der gesetzlichen Schriftform. Er meint, die Parteien 
hätten eine Änderungsvereinbarung zur Miethöhe getroffen, welche nicht 
der Schriftform genüge. Ist die Kündigung wirksam?

Entscheidung
Nein! Die Kündigung war unwirksam, da die Vereinbarung über die 
konkrete Miethöhe nach der Vorlage des Aufmaßes keines schriftform-
gemäßen Nachtrags zum Mietvertrag bedurfte. Auch wenn die in dem 
Mietvertrag vereinbarte Miete nur einen vorläufigen Betrag darstellte und 
die konkrete Miete erst nach Ermittlung der genauen Mietfläche berech-
net werden solle, ergeben sich die insoweit erforderlichen „essentialia 
negotii“, nämlich alle für die Berechnung der Miete maßgeblichen Krite-
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rien, aus dem Mietvertrag. Auch ist der Schutzzweck des § 550 S. 1 BGB, 
der einen Grundstückserwerber vor wirtschaftlichen Risiken aufgrund 
ihm nicht bekannter mündlicher Abreden bewahren soll, nicht verletzt. 
Vielmehr kann ein Erwerber dem Mietvertrag entnehmen, dass die Miet-
höhe noch von einem nach Mietvertragsschluss zu erstellendem Aufmaß 
abhängt. Dass sich alle Einzelheiten des Vertragsverhältnisses unmittel-
bar aus dem Mietvertrag ergeben, ist nicht erforderlich.

Praxishinweis
Auch wenn das Schriftformgebot gemäß § 550 BGB für gewerbliche 
Mietverträge durch das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz entfallen soll, 
ist für Bestandsmietverträge noch eine Übergangsfrist von 12 Monaten 
ab dem Tag des Inkrafttretens des Gesetzes zu beachten, in der noch 

eine ordentliche Kündigung nach den alten gesetzlichen Grundlagen 
möglich ist. Aber auch unabhängig von der Neuregelung, die dann nur 
noch Textform für gewerbliche Mietverträge erfordert, sollte zu Doku-
mentationszwecken und aus Gründen der Rechtssicherheit weiterhin 
für alle relevanten Vereinbarungen an dem Abschluss eines „schriftform-
konformen“ Nachtrags zum Mietvertrag festgehalten werden. Nur so 
können übereilte bzw. nicht gewollte Erklärungen, z. B. im Rahmen von 
E-Mail-Korrespondenz, und somit ggf. teure und langwierige Rechtsstrei-
tigkeiten, vermieden werden.

(OLG Hamm, Urteil vom 14.06.2024 – 30 U 99/22)
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